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1194. Zur Ausführung des Reichsgeſetzes, be⸗ 
treffend die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
7. Januar 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 3) beſtimmen 
wir folgendes: 

I. Nach Art. 1 des Reichsgeſetzes vom 7. Ja⸗ 
nuar 1907 iſt der Betrieb des Gewerbes als Bau⸗ 
unternehmer und Bauleiter, ſowie der Betrieb ein⸗ 
zelner Zweige des Baugewerbes zu unterſagen, wenn 
Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des 
Gewerbetreibenden in bezug auf dieſen Gewerbe⸗ 
betrieb dartun. Ein Einſchreiten auf Grund dieſer 
Beſtimmung iſt nicht nur gegen Einzelperſonen, ſon⸗ 
dern auch gegen Perſonenvereinigungen, juriſtiſche 
Perſonen und dergl. zuläſſig. Vorausſetzung iſt 
jedoch ſtets der Betrieb eines Gewerbes, alſo eine 
gewerbliche Tätigkeit auf eigene Rechnung. (Vgl. 
die Motive zum Reichsgeſetz vom 7. Januar 1907, 
Druckſ. des Reichstags 1905/06 Nr. 101, S. 7.) 
Die „Tatſachen, welche die Unzuverläſſigkeit des 
Gewerbetreibenden in bezug auf ſeinen Gewerbe⸗ 
betrieb dartun“, können ſowohl auf dem Gebiete 
der beruflichen Sachkunde, als auch auf moraliſchem 
oder wirtſchaftlichem Gebiete liegen. (Motive S. 6,7.) 
Ein Mangel an beruflicher Sachkunde kann auf 
fehlender — theoretiſcher oder praktiſcher — beruflicher 
Vorbildung oder auf ſonſtigen Tatſachen beruhen. 
Nach Art. 2 des Geſetzes darf jedoch ein Mangel 
an theoretiſcher beruflicher Vorbildung gegenüber 
den in 8 35a Abſ. 1 Gewerbe⸗Ordnung aufgeführ⸗ 
ten, ein Mangel an theoretiſcher oder prak⸗ 
tiſcher Vorbildung gegenüber den in § 35a Abſ. 2 
Gewerbe⸗Ordnung genannten Perſonen nicht geltend 
gemacht werden. Dagegen iſt auch bei dieſen Per⸗ 
ſonen das Entziehungsverfahren gemäß Art. 1 zu⸗ 
läffig. wenn die Behauptung ihrer Unzulänglichkeit 
oder ſonſtigen Unzuverläſſigkeit in beruflicher Hin⸗ 
ſicht auf andere Gründe geſtützt wird, als lediglich 
auf eine mangelhafte techniſche Vorbildung. 

Inm übrigen iſt die Beſtimmung in Art. 2 nicht 
etwa dahin aufzufaſſen, daß nunmehr bei allen nicht 
im Beſize der daſelbſt erwähnten Prüfungszeug⸗ 
if: uſw. befindlichen Baugewerbetreibenden ein 
Mangel an eniſprechender Vorbildung anzunehmen 


ſei, vielmehr wird auch gegen dieſe Perſonen nur 
dann vorzugehen fein, wenn beſondere tatſächliche 
Umſtände dafür ſprechen, daß bei ihnen die Voraus⸗ 
ſetzungen des Art. 1 gegeben ſind. 

Die Unterſagung des Gewerbebetriebs gemäß 
Art. 1 erfolgt auf Klage der Ortspolizeibehörde des 
Ortes, an dem das Gewerbe betrieben wird, durch 
den Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu 
einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 
10000 Einwohnern durch den Bezirksausſchuß 
($ 119 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). Der Erhebung 
der Klage hat die Anhörung von Sachverſtändigen 
voranzugehen. Die Sachverſtändigen werden nach 
Bedarf von dem Regierungspräſidenten, im Landes⸗ 
polizeibezirke Berlin von dem Polizeipräſidenten, er- 
nannt. Ob und für welche Zweige des Bau⸗ 
gewerbes hiernach Sachverſtändige zu beſtellen ſind, 
bleibt, ebenſo wie die Frage der Abgrenzung der 
Sachverſtändigenbezirke, dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
der Anſtellungsbehörde überlaſſen. Soweit es ſich 
um die Begutachtung für handwerksmäßige Ge⸗ 
werbebetriebe handelt, iſt vor der Ernennung der 
Sachverſtändigen die Handwerkskammer zu hören. 

Die Beſtellung der Sachverſtändigen iſt als⸗ 
bald, und zwar ſpäteſtens bis zu dem am 1. April 
d. Is. erfolgenden Inkrafttreten des Reichsgeſetzes 
vom 1. Januar 1907 zu veranlaſſen. 

II. Während es ſich bei Art. 1, 2 um die 
Unterſagung des geſamten Gewerbebetriebs handelt, 
regeln die Art. 3, 4 die Befugniſſe der Behörden 
zum Einſchreiten in Einzelfällen bei umfangreicheren 
oder ſchwierigeren Bauten. (Motive S. 7.) Hier 
kann die Untersagung abweichend von Art. 1 gegen 
Bauaus führende ober Leitende ausgeſprochen werden, 
auch wenn die Bauausführung oder Leitung auf 
fremde Rechnung ſtattfindet. (Vgl. Motive S. 9.) 
Die Frage der „Unzuverläſſigkeit“ (ſ. oben) ift in 
dieſem Falle lediglich mit Rückſicht auf den betreffen⸗ 
den Einzelbau zu prüfen. Zuſtändig zum Erlaß der 
Unterſagungsverfügungen gemäß Art. 3, ſowie zur 
Entgegennahme und Entſcheldung des Einſpruchs ge⸗ 
mäß Art. 4 ſind in Stadtkreiſen, ſowie in den zu einem 
Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10000 
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Einwohnern, (in der Provinz Hannover in den 
Städten, auf die die revidierte Städteordnung vom 
24. Juni 1858 Anwendung findet, mit Ausnahme 
der im § 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung 
vom 6. Mal 1884 benannten Städte,) die Orts⸗ 
polizeibehörden, im übrigen die Landräte (in den 
Hohenzollernſchen Landen die Oberamtmänner). Vor 
der Unterſagung ſind tunlichſt die gemäß Art. 1 be⸗ 
ſtellten Sachverſtändigen zu hören; vor der Erteilung 
des Beſcheides auf den Einſpruch (Art. 4) muß die 
Anhörung der Sachverſtändigen erfolgen. Gegen den 
den Einſpruch zurückweiſenden Beſcheid findet binnen 
2 Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuß ſtatt. 
($ 1 der Allerhöchſten Verordnung vom 4. Februar 
1907, Geſetzſamml. S. 27.) 

III. Soweit vorſtehend unter 1 und I nichts 
anderes beſtimmt iſt, finden die Vorſchriften der 
Ziffern 7 Abſ. 2 und 3, 10, 59—62 der Aus⸗ 
führungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 
1904 entſprechende Anwendung. 

Zur Durchführung der auf Grund der Art. 3/4 
erlaſſenen Unterſagungsverfügungen haben ſich die 
zuſtändigen Behörden nötigenfalls der Zwangsmittel 
des § 132 des Landesverwaltungsgeſetzes zu bedienen. 

Berlin W. 66, den 26. Februar 1907. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Delbrück. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: von Biſchoffshauſen. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

Im Auftrage: Hinckeldeyn. 
Verordnungen und Bekauntmachungen der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
1195. Der Herr Miniſter des Innern hat auf 
Grund des § 6 des Zuſtändigkeitsgeſetzes im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Bezirksausſchuß beſtimmt, daß 
die Landgemeinde Neu⸗Petershain mit dem 1. April 
1907 aus dem Amtsbezirke Petershain, Kreis Calau, 
auszuſcheiden und fortan einen beſonderen Amts⸗ 
bezirk zu bilden hat. 

Frankfurt a. O., den 31. Januar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
1196. Der Königliche Förſter Wendlandt zu 
Forſthaus Wilhelmshof im Kreiſe Oſtſternberg iſt 
zum Fiſcherei⸗Aufſeher über die innerhalb ſeines 
Dienſtbezirks belegenen Gewäſſerſtrecken der Poſtum 
ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 15. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 

‘ Belanntmachan 

der Königlichen Direktion der Reutenbank 
für die Provinz Brandenburg. 

1197. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung 

vom 9. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Ver⸗ 

loſung von 3½ proz. Rentenbriefen der Provinz 

Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 


Litt. F zu 3000 Mk. 2 Stück und zwar die 
Nr. 13, 33. 

Litt. J zu 75 Mk. 2 Stück und zwar die 
Nr. 52, 53. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit dem dazu gehörigen Zins⸗ 
ſchein Nr. 96 der Reihe 2 nebſt Erneuerungsſchein 
bei der Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76 I hierſelbſt, 
vom 1. Juli 1907 ab an den Werktagen von 9 bis 
1 Uhr einzuliefern, um hiergegen und gegen Quittung 
den Nennwert der Rentenbriefe in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. Juli 1907 ab Hört die Verzinſung 
der vorgenannten Rentenbriefe auf, dieſe ſelbſt aber 
verjähren mit dem Schluſſe des Jahres 1917 zum 
Vorteil der Rentenbank. Die Einlieferung ausge⸗ 
loſter Rentenbriefe an die Rentenbankkaſſe kann auch 
durch die Poſt portofrei und mit dem Antrage er⸗ 
folgen, daß der Geldbetrag auf gleichem Wege über⸗ 
mittelt werde. x 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers und zwar bei 
Nummen bis zu 800 Mk. durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 Mk. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 16. Februar 1907. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Halle a. Saale. 
1198. Am 1. April d. Is wird in Torgau eine neue 
Betriebsinſpektion errichtet, welcher die Strecken 
Kültzſchau ausſchließlich Falkenberg ausſchließlich, 
Uebigau ausſchließlich. Dobrilugk— Kirchhain eins 
ſchließlich und Dobrilugk-Kirchhain einſchließlich, 
Elſterwerda B. Dr. einſchließlich zugeteilt werden. 
Halle a. Saale, den 18. März 1907. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
Perſonal⸗Nachrichten. 

1199. Der Kataſterkontrolleur Georg Agahd 
in Münſter iſt mit der Verwaltung des Kataſter⸗ 
amtes Arnswalde vom 1. April d. Js. ab an Stelle 
des verſtorbenen Kataſterkontrolleurs Goebel be: 
auftragt worden. 8 
1200. Der Regierungsſekretär, Rechnungsrat 
Ebenau iſt auf ſeinen Antrag zum 1. April 1907 
in den Ruheſtand verſetzt worden. 

1201. a) Der Gutsbeſitzer Wilhelm Beckmann 
aus Linaberg bei Droſſen und p) der Ritterguts⸗ 
beſitzer Ernſt Neumann aus Lieben find zu Kreis⸗ 
verordneten für den Kreis Weſtſternberg beſtellt 
worden. 
1202. Dem Regierungsaſſeſſor Kaeſtner iſt die 
Stelle eines Juſtitiars und Verwaltungsrats bei dem 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium in Berlin 
übertragen worden. 


Redigiert im Burean der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 8 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowißſch & Sohn in Frankfurt a. O. 
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